
Klage, eingereicht am 16. Juli 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Republik Polen 

(Rechtssache C-271/09) 

(2009/C 233/12) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: E. Montaguti und K. Herrmann) 

Beklagte: Republik Polen 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Republik Polen dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus Art. 56 EG verstoßen hat, dass sie 
Art. 143, Art. 136 Abs. 3 und Art. 136a Abs. 2 des Ge­
setzes vom 28. August 1997 über die Organisation und die 
Tätigkeit von Pensionsfonds (ustawa o organizacji i funkc­
jonowaniu funduszy emerytalnych), mit denen Auslands­
investitionen polnischer offener Pensionsfonds beschränkt 
werden, beibehalten hat; 

— der Republik Polen die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Kommission meint, Art. 143 des Gesetzes vom 28. August 
1997 über die Organisation und die Tätigkeit von Pensions­
fonds (im Folgenden: Pensionsfondsgesetz) begrenze den Wert 
von Anlagen außerhalb der Republik Polen, die offene Pensions­
fonds (otwarte fundusze emerytalne, OFE, im Folgenden: OPF) 
nach Abs. 2 dieser Vorschrift vornehmen könnten, auf lediglich 
5 % des Wertes der Aktiva des jeweiligen OPF. Zudem enthalte 
das Verzeichnis der Arten von Auslandsinvestitionen in Art. 
143 Abs. 1 des Pensionsfondsgesetzes eine Reihe von Anlage­
kategorien nicht, die für Investitionen der OPF innerhalb der 
Republik Polen vorgesehen seien. 

Nach Art. 136 Abs. 3 des Pensionsfondsgesetzes werde der 
Wert von Anlagen in Beteiligungstiteln, die von Gemeinschafts­
investitionseinrichtungen mit Sitz im Ausland im Sinne von Art. 
143 Abs. 1 dieses Gesetzes ausgegeben würden, bei der Fest­
stellung der Nettoaktiva der OPF nicht berücksichtigt. Auf der 
Grundlage des Wertes der Nettoaktiva der OPF werde aber die 
Höhe der Verwaltungsgebühren der OPF berechnet. Damit stelle 
diese Vorschrift eine Beschränkung des Kapitalverkehrs im Sinne 
von Art. 56 EG dar, da sie OPF davon abhalte, Aktiva in aus­
ländische Investitionsfonds zu investieren. 

Art. 136a Abs. 2 des Pensionsfondsgesetzes bestimme, dass 
Transaktionskosten in Verbindung mit ausländischen Abrech­
nungseinrichtungen aus Aktiva der OPF nur bis zur Höhe der 
entsprechenden Kosten inländischer Abrechnungseinrichtungen 
beglichen werden dürften. Diese Vorschrift könne OPF von der 
Vornahme von Auslandsinvestitionen abhalten, da es nicht 
möglich sei, die Transaktionskosten in ihrer vollen Höhe aus 
den Aktiva der OPF zu begleichen, wie dies bei inländischen 
Investitionen der Fall sei. 

Die Kommission meint, dass Art. 56 EG auf die Anlagetätigkeit 
von OPF Anwendung finde, die ein Teil des polnischen Pensi­

onssystems sei, das auf die Kapitalisierung der Beiträge der Mit­
glieder der OPF gestützt sei. Die in Rede stehenden Beschrän­
kungen des Kapitalverkehrs könnten weder mit Gesichtspunkten 
der Aufsicht auf der Grundlage von Art. 58 EG noch mit über­
geordneten Gesichtspunkten des öffentlichen Interesses gerecht­
fertigt werden. Mengen- und artmäßige Beschränkungen seien 
nämlich keine geeigneten Maßnahmen, mit denen sich die fi­
nanzielle Stabilität der von den OPF eingesammelten Beiträge 
ihrer Mitglieder wirksam gewährleisten lasse. Jedenfalls seien alle 
streitigen Maßnahmen unverhältnismäßig. 

Rechtsmittel, eingelegt am 22. Juli 2009 von der Caisse 
fédérale du Crédit mutuel Centre Est Europe (CFCMCEE) 
gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz (Dritte 
Kammer) vom 20. Mai 2009 in den verbundenen 

Rechtssachen T-405/07 und T-406/07, CFCMCEE/HABM 

(Rechtssache C-282/09 P) 

(2009/C 233/13) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Caisse fédérale du Crédit mutuel Centre Est 
Europe (CFCMCEE) (Prozessbevollmächtigte: P. Greffe und L. 
Paudrat, avocats) 

Anderer Verfahrensbeteiligter: Harmonisierungsamt für den Bin­
nenmarkt (Marken, Muster und Modelle) (HABM) 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, das Urteil der Dritten Kam­
mer des Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaf­
ten vom 20. Mai 2009 aufzuheben, soweit damit die Klagen der 
Rechtsmittelführerin teilweise abgewiesen und die Entscheidun­
gen des Harmonisierungsamts für den Binnenmarkt vom 10. 
Juli 2007 (Sache R 119/2007-1) und vom 12. September 
2009 (Sache R 120/2007-1) bestätigt werden, mit denen die 
Gemeinschaftsmarkenanmeldungen PAYWEB CARD Nr. 
003861051 und P@YWEB CARD Nr. 003861044 zurück­
gewiesen werden, und zwar für die folgenden Waren und 
Dienstleistungen: 

— „Speicher- oder Mikroprozessorkarten, Magnetkarten, Mag­
net- oder Mikroprozessor-Ausweiskarten, Magnet- oder Mi­
kroprozessor-Zahlungs-, Kredit- oder Belastungskarten, Vo­
rauszahlungsvorrichtungen für Fernsehgeräte“ der Klasse 9, 

— „Immobilienwesen, Unfallversicherungen, Inkassobüros, Fi­
nanzanalyse, Versicherungen, Bewertung (Schätzung) von 
Immobilien, Ausgabe von Wertgutscheinen, Versorgungs­
kasse, Geldwechselgeschäfte, Prüfung von Schecks, Ausgabe 
von Reiseschecks, Finanzberatung, Versicherungsmakler­
dienste, Immobilienmaklerdienste, Börsenmaklerdienste, 
Aufbewahrung von Wertsachen, Aufbewahrung in Tresoren, 
Finanz-Schätzungen und –Gutachten (Versicherungswesen, 
Bankwesen, Immobilienwesen), Finanzinformationen (Ver­
sicherungswesen, Bankwesen, Immobilienwesen), Ver­
mögensverwaltung, Finanzinformationen, Mietinkasso,

DE C 233/8 Amtsblatt der Europäischen Union 26.9.2009



Krankenversicherung, Seeversicherung, Lebensversicherung, 
Online-Finanzinformationsdienste, interaktive EDV-Finanz­
informationsdienste“ der Klasse 36, 

— „Kommunikation über Computerterminals, Übertragung von 
Telegrammen, Versand von Telegrammen, Informationen 
über Telekommunikation, elektronischer Nachrichtendienst, 
Übertragung von Nachrichten, computergestützte Nachrich­
ten- und Bildübertragung, Satellitenübertragung“ der Klasse 
38. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Die Rechtsmittelführerin stützt ihr Rechtsmittel auf zwei 
Gründe. 

Mit ihrem ersten Rechtsmittelgrund macht sie geltend, dass das 
Gericht seine Begründungspflicht verletzt — und damit gegen 
die Art. 253 EG und 73 der Verordnung (EG) Nr. 40/94 des 
Rates vom 20. Dezember 1993 über die Gemeinschaftsmarke ( 1 ) 
verstoßen habe —, da sie die angefochtenen Entscheidungen des 
HABM nicht wegen fehlender Begründung beanstandet habe. In 
diesen Entscheidungen habe die Beschwerdekammer des HABM 
nämlich eine pauschale Untersuchung der Unterscheidungskraft 
der Wortzeichen PAYWEB CARD und P@YWEB CARD im Zu­
sammenhang mit den von diesen erfassten Waren und Dienst­
leistungen vorgenommen, ohne ihre Entscheidung für jedes die­
ser Zeichen zu begründen. Eine pauschale Begründung sei je­
doch nur dann möglich, wenn Waren und Dienstleistungen 
miteinander in hinreichend direktem und konkretem Zusam­
menhang stünden, so dass sie eine ausreichend einheitliche Ka­
tegorie oder Gruppe bildeten, was offensichtlich im vorliegen­
den Fall nicht gegeben sei, da die von der Anmeldung erfassten 
Waren und Dienstleistungen unterschiedliche Aufgaben erfüll­
ten. 

Mit ihrem zweiten Rechtsmittelgrund widerspricht die Rechts­
mittelführerin der Beurteilung des Gerichts, wonach eine gewisse 
Überschneidung des jeweiligen Anwendungsbereichs der abso­
luten Eintragungshindernisse in Art. 7 Abs. 1 Buchst. b bis d 
der Verordnung Nr. 40/94 bestehe. Nach der Rechtsprechung 
des Gerichtshofs sei nämlich jedes der in Art. 7 Abs. 1 dieser 
Verordnung aufgeführten Eintragungshindernisse von den ande­
ren unabhängig und erfordere eine getrennte Prüfung. Damit 
habe das Gericht einen Fehler bei der Anwendung von Art. 7 
Abs. 1 Buchst. b in Bezug auf Waren der Klasse 9 dadurch 
begangen, dass es das in dieser Bestimmung vorgesehene Ein­
tragungshindernis nicht wirklich einzeln geprüft habe. 

( 1 ) ABl. 1994, L 11, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen der Corte d’appello di Roma 
(Italien) eingereicht am 24. Juli 2009 — Luigi Ricci/Istituto 

nazionale previdenza sociale (INPS) 

(Rechtssache C-286/09) 

(2009/C 233/14) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Corte d’appello di Roma 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Luigi Ricci 

Beklagte: Istituto nazionale previdenza sociale (INPS) 

Vorlagefrage 

Sind die Art. 17 EG, 39 EG und 42 EG sowie die einschlägigen 
Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1408/71 dahin auszule­
gen, dass der Grundsatz der Zusammenrechnung aller Versiche­
rungszeiten für die Eröffnung, den Erwerb und das Aufrecht­
erhalten des Leistungsanspruchs — der vom Rat durch den 
Erlass der Verordnung Nr. 1408/71 umgesetzt wurde — in 
allen Fällen anzuwenden ist, in denen der Rückgriff auf das 
System der Zusammenrechnung und der Proratisierung für die 
Anerkennung des Anspruchs auf eine bestimmte Leistung erfor­
derlich ist, mit der Folge, dass zu diesem Zweck sowohl die 
Versicherungszeiten, die nach den Vorschriften der einzelnen 
Mitgliedstaaten erworben wurden, als auch die Versicherungs­
zeiten, die nach der Vorsorgeregelung für die Beschäftigten der 
Gemeinschaftsorgane erworben wurden, berücksichtigt werden 
müssen? 

Vorabentscheidungsersuchen des Corte d’appello di Roma 
(Italien) eingereicht am 24. Juli 2009 — Aduo 

Pisaneschi/Istituto nazionale previdenza sociale (INPS) 

(Rechtssache C-287/09) 

(2009/C 233/15) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Corte d’appello di Roma 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Aduo Pisaneschi 

Beklagte: Istituto nazionale previdenza sociale (INPS)
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